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1 Allgemeines zur Zulässigkeit der wirtschaftlichen 

und nichtwirtschaftlichen Betätigung von Kommu-

nen 
 

Das kommunale Selbstverwaltungsrecht nach Art. 28 Absatz 2 Grundgesetz erlaubt den Kom-

munen, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener 

Verantwortung zu regeln. Die Kommunen sind gem. Art. 78 Absatz 2 der Verfassung für das 

Land Nordrhein-Westfalen in ihrem Gebiet die alleinigen Träger der öffentlichen Verwaltung, 

soweit die Gesetze nichts Anderes vorschreiben.  

Durch diese verfassungsrechtlich verankerte Selbstverwaltungsgarantie haben die Kommunen die 

Möglichkeit, sich über den eigenen Hoheitsbereich hinausgehend wirtschaftlich zu betätigen. Ihren 

rechtlichen Rahmen findet die wirtschaftliche Betätigung im 11. Teil (§§ 107 ff.) der Gemeinde-

ordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW). Hierin ist geregelt, unter welchen Voraussetzungen 

eine wirtschaftliche bzw. nichtwirtschaftliche Betätigung zulässig ist („ob“) und welcher Rechtsform 

– öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich – die Kommunen sich dabei bedienen dürfen („wie“).  

Gemäß § 107 Absatz 1 GO NRW darf sich eine Gemeinde zur Erfüllung ihrer Aufgaben wirt-

schaftlich betätigen, wenn ein öffentlicher Zweck die Betätigung erfordert (Nummer 1), die Be-

tätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Ge-

meinde steht (Nummer 2) und bei einem Tätigwerden außerhalb der Wasserversorgung, des 

öffentlichen Verkehrs sowie des Betriebes von Telekommunikationsleitungsnetzen einschließlich 

der Telekommunikationsdienstleistungen der öffentliche Zweck durch andere Unternehmen nicht 

besser und wirtschaftlicher erfüllt werden kann (Nummer 3). 

Von der wirtschaftlichen Betätigung ist die sog. nichtwirtschaftliche Betätigung gemäß § 107 

Absatz 2 GO NRW abzugrenzen. Hierunter fallen Einrichtungen, zu denen die Gemeinde ge-

setzlich verpflichtet ist (Nummer 1), öffentliche Einrichtungen, die für die soziale und kulturelle 

Betreuung der Einwohner erforderlich sind, Einrichtungen, die der Straßenreinigung, der Wirt-

schaftsförderung, der Fremdenverkehrsförderung oder der Wohnraumversorgung dienen (Num-

mer 3), Einrichtungen des Umweltschutzes (Nummer 4) sowie Einrichtungen, die ausschließlich der 

Deckung des Eigenbedarfs von Gemeinden und Gemeindeverbänden dienen (Nummer 5). Auch 

diese Einrichtungen sind, soweit es mit ihrem öffentlichen Zweck vereinbar ist, nach wirtschaftli-

chen Gesichtspunkten zu verwalten und können entsprechend den Vorschriften über die Eigenbe-

triebe geführt werden. 

In § 109 sind die allgemeinen Wirtschaftsgrundsätze, die sowohl für die wirtschaftliche als auch 

für die nichtwirtschaftliche Betätigung gelten, niedergelegt. Demnach sind die Unternehmen und 

Einrichtungen so zu führen, zu steuern und zu kontrollieren, dass der öffentliche Zweck nachhaltig 

erfüllt wird. Unternehmen sollen einen Ertrag für den Haushalt der Gemeinde abwerfen, soweit 

dadurch die Erfüllung des öffentlichen Zwecks nicht beeinträchtigt wird. Der Jahresgewinn der 

wirtschaftlichen Unternehmen als Unterschied der Erträge und Aufwendungen soll so hoch sein, 

dass außer den für die technische und wirtschaftliche Entwicklung des Unternehmens notwendigen 

Rücklagen mindestens eine marktübliche Verzinsung des Eigenkapitals erwirtschaftet wird. 
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Bei der Ausgestaltung der wirtschaftlichen Betätigung liegt es vorbehaltlich der gesetzlichen 

Bestimmungen im Ermessen der Kommunen, neben öffentlich-rechtlichen auch privatrechtliche Or-

ganisationsformen zu wählen. So dürfen Kommunen unter den Voraussetzungen des § 108 GO 

NRW Unternehmen und Einrichtungen in einer Rechtsform des privaten Rechts gründen oder sich 

daran beteiligen. Unter anderem muss die Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch Gesellschafts-

vertrag, Satzung oder sonstiges Organisationsstatut gewährleistet sein und eine Rechtsform ge-

wählt werden, welche die Haftung der Gemeinde auf einen bestimmten Betrag begrenzt. 

Da im Verfassungsstaat das Gemeinwohl der allgemeine Legitimationsgrund aller Staatlichkeit 

ist, muss jedes Handeln der öffentlichen Hand einen öffentlichen Zweck verfolgen. Die gesetzliche 

Normierung der Erfüllung des öffentlichen Zwecks als Grundvoraussetzung für die Aufnahme 

einer wirtschaftlichen und nichtwirtschaftlichen Betätigung einer Kommune soll daher gewährleis-

ten, dass sich diese stets im zulässigen Rahmen kommunaler Aufgabenerfüllung zu bewegen hat. 

Es ist daher nicht Angelegenheit der kommunalen Ebene, sich ausschließlich mit dem Ziel der 

Gewinnerzielung in den wirtschaftlichen Wettbewerb zu begeben. Stattdessen kann eine wirt-

schaftliche bzw. nichtwirtschaftliche Betätigung nur Instrument zur Erfüllung bestehender kommu-

naler Aufgaben sein.  

Die Ausgestaltung des öffentlichen Zwecks ist dabei so vielfältig wie der verfassungsrechtlich 

umrissene Zuständigkeitsbereich der Kommunen. Der „öffentliche Zweck“ stellt einen unbestimm-

ten Rechtsbegriff dar, für dessen inhaltliche Bestimmung zuvorderst die Zielsetzung des gemeind-

lichen Handelns maßgeblich ist. 
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2 Beteiligungsbericht 2020 
 

 Rechtliche Grundlagen zur Erstellung eines Beteiligungsberichtes 
 

Grundsätzlich haben sämtliche Kommunen gemäß § 116 Absatz 1 GO NRW in jedem Haushalts-

jahr für den Abschlussstichtag 31. Dezember einen Gesamtabschluss, der die Jahresabschlüsse 

sämtlicher verselbständigter Aufgabenbereiche in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher 

Form konsolidiert, sowie einen Gesamtlagebericht nach Absatz 2 aufzustellen. 

Hiervon abweichend sind Kommunen gemäß § 116a Absatz 1 GO NRW von der Pflicht zur 

Aufstellung eines Gesamtabschlusses und Gesamtlageberichts befreit, wenn am Abschlussstichtag 

ihres Jahresabschlusses und am vorhergehenden Abschlussstichtag jeweils mindestens zwei der 

drei im Gesetz genannten Merkmale zutreffen.  

Über das Vorliegen der Voraussetzungen für die Befreiung von der Pflicht zur Aufstellung eines 

Gesamtabschlusses entscheidet der Rat gemäß § 116a Absatz 2 Satz 1 GO NRW für jedes 

Haushaltsjahr bis zum 30. September des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres. 

Der Rat der Gemeinde Selfkant hat am 28. September 2021 gemäß § 116a Absatz 2 Satz 1 

GO NRW entschieden, von der nach § 116a Absatz 1 GO NRW vorgesehenen Befreiung von 

der Pflicht zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses und Gesamtlageberichts Gebrauch zu ma-

chen. Die Prüfung nach § 116a befindet sich im Anhang an das Kapitel 2. Bei besagter Prüfung 

wurde als wesentlicher verselbstständigter Aufgabenbereich lediglich die Entwicklungsgesell-

schaft Selfkant mbH berücksichtigt. 

Daher hat die Gemeinde Selfkant gemäß § 116a Absatz 3 GO NRW einen Beteiligungsbericht 

nach § 117 GO NRW zu erstellen.  

Der Beteiligungsbericht hat gemäß § 117 Absatz 2 GO NRW grundsätzlich folgende Informa-

tionen zu sämtlichen verselbständigten Aufgabenbereichen in öffentlich-rechtlicher und privat-

rechtlicher Form zu enthalten: 

1. die Beteiligungsverhältnisse,  

2. die Jahresergebnisse der verselbständigten Aufgabenbereiche, 

3. eine Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigen-

kapitals jedes verselbständigten Aufgabenbereiches sowie  

4. eine Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen der Beteiligun-

gen untereinander und mit der Gemeinde. 

Der vorliegende Beteiligungsbericht orientiert sich weitestgehend an der Anlage 32 zu den VV 

Mustern zur GO NRW und KomHVO NRW. In ausgewählten Fällen wurde von dem Muster ab-

gewichen: 

 Im vorliegenden Bericht werden nur die mittelbaren Beteiligungen erster Instanz berück-

sichtigt. Mittelbar ist die Gemeinde Selfkant über ihre Beteiligung an der Kreiswerke 

Heinsberg GmbH an Unternehmen der NEW Gruppe und über die Verbandswasserwerk 

Gangelt GmbH an der Institut für Wasser- & Abwassertechnik GmbH beteiligt. Die Kreis-

werke Heinsberg sind direkt an der NEW Kommunalholding GmbH und der WestVerkehr 
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GmbH beteiligt. Mittelbare Beteiligungen zweiter Instanz finden sich nur bei der Kreis-

werke Heinsberg GmbH im Rahmen ihrer Beteiligung an der NEW Kommunalholding 

GmbH. Da der Informationsbedarf für weitere Unternehmen der NEW-Gruppe für die 

Gemeinde Selfkant aufgrund von verschwindender strategischer Relevanz gegen null 

läuft, werden diese in den vorliegenden Bericht nicht aufgenommen.    

 

 Die Tabelle unter und damit der Punkt 3.3 Wesentliche Finanz- & Leistungsbeziehungen 

wurde nicht berücksichtigt. Die wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen der unmit-

telbaren Beteiligungen werden in den Einzeldarstellungen erläutert. Aufgrund der gerin-

gen Beteiligungsquote in den mittelbaren Beteiligungen, wird davon ausgegangen, dass 

bestehende Finanz- und Leistungsbeziehungen nicht wesentlich für die Gemeinde Selfkant 

sind. Da zudem wenige Finanz- und Leistungsbeziehungen der Beteiligungen untereinan-

der bestehen und diese auch keine strategische Relevanz für die Gemeinde Selfkant 

haben, wurde beschlossen auf die Tabelle zu verzichten. 

 

Über den Beteiligungsbericht ist nach § 117 Absatz 1 Satz 3 GO NRW ein gesonderter Beschluss 

des Rates in öffentlicher Sitzung herbeizuführen. Der Rat der Gemeinde Selfkant hat am 08. 

Februar 2022 den Beteiligungsbericht 2020 beschlossen.  
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 Gegenstand und Zweck des Beteiligungsberichtes 
 

Der Beteiligungsbericht enthält die näheren Informationen über sämtliche unmittelbaren und aus-

gewählte mittelbare Beteiligungen an sämtlichen verselbständigten Aufgabenbereichen in öf-

fentlich-rechtlicher und privatrechtlicher Form der Gemeinde Selfkant. Er lenkt den Blick jährlich 

auf die einzelnen Beteiligungen, indem er Auskunft über die verselbständigten Aufgabenberei-

che der Kommune, deren Leistungsspektrum und deren wirtschaftliche Situation und Aussichten 

gibt, unabhängig davon, ob diese dem Konsolidierungskreis für einen Gesamtabschluss angehö-

ren würden. Damit erfolgt eine differenzierte Darstellung der Leistungsfähigkeit der Gemeinde 

Selfkant durch die Abbildung der Daten der einzelnen Beteiligungen.  

Die Gliederung des Beteiligungsberichtes und die Angaben zu den einzelnen Beteiligungen er-

möglichen, dass eine Beziehung zwischen den gebotenen Informationen und den dahinterstehen-

den Aufgaben hergestellt werden kann. Dies ermöglicht durch den Vergleich der Leistungen mit 

den Aufgaben auch die Feststellung, ob die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde Selfkant 

durch die verschiedenen Organisationsformen nachhaltig gewährleistet ist.  

Der Beteiligungsbericht unterstützt damit eine regelmäßige Aufgabenkritik und eine Analyse der 

Aufbauorganisation der Kommune insgesamt durch die Mitglieder der Vertretungsgremien. 

Adressat der Aufstellungspflicht ist die Kommune. Um diese Pflicht erfüllen zu können, müssen der 

Gemeinde Selfkant die entsprechenden Informationen zur Verfügung stehen.  

Hierzu kann die Kommune unmittelbar von jedem verselbständigten Aufgabenbereich alle Auf-

klärungen und Nachweise verlangen, die die Aufstellung des Beteiligungsberichtes erfordert (vgl. 

§ 117 Absatz 1 Satz 2 i.V.m. § 116 Absatz 6 Satz 2 GO NRW). 

Die verwendeten wirtschaftlichen Daten beruhen auf den im Laufe des Jahres 2021 festgestell-

ten Abschlüssen für das Geschäftsjahr 2020. Die Angaben zur Besetzung der Überwachungsor-

gane weisen das gesamte Jahr 2020 aus.  
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3 Das Beteiligungsportfolio der Gemeinde Selfkant 
 

 Änderungen im Beteiligungsportfolio 
 

Im Jahr 2020 hat es keine Änderungen bei den unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen der 

Gemeinde Selfkant gegeben.  

 

Zugänge 
- 

 

Veränderung in Beteiligungsquoten 
- 

 

Abgänge 
- 
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 Beteiligungsstruktur  
 

Tabelle 1: 

Übersicht der Beteiligungen der Gemeinde Selfkant mit Angabe der Beteiligungsverhältnisse und 

Jahresergebnisse 

Lfd. 
Nr. 

Beteiligung 

Höhe des Stamm-
kapitals und des 

Jahresergebnisses 
am 31.12.2020 

(durchgerechneter) 
Anteil der Kommune 

am Stammkapital 

Beteili-
gungsart 

EURO EURO %  

1 
Kreiswerke Heinsberg GmbH 9.510.028,99 

285.300,87 3,00 Unmittelbar 
Jahresergebnis 2020 +4.256.158,46 

2 

Wirtschaftsförderungsgesell-
schaft für den Kreis Heinsberg 
mbH 

235.520,00 
7.680,00 3,26 Unmittelbar 

Jahresergebnis 2020 0 

3 

Verbandswasserwerk Gangelt 
GmbH 

2.405.117,01 
527.442,16 21,93 Unmittelbar 

Jahresergebnis 2020 +1.029.243,84 

4 

Entwicklungsgesellschaft Self-
kant mbH 

680.000,00 
508.000,00 74,7 Unmittelbar 

Jahresergebnis 2020 +327.224,28 

5 

GREEN Gesellschaft für regio-
nale und erneuerbare Energien 
mbH 

625.000,00 
750,00 0,12 Unmittelbar 

Jahresergebnis 2020 +17.770,39 

6 

Gesamtschulzweckverband 
Gangelt-Selfkant 

2.126.833,56 
1.063.416,78 50,00 Unmittelbar 

Jahresergebnis 2020 +515.710,63 

7 

Immobilienverwaltungszweck-
verband Gangelt-Geilenkir-
chen-Selfkant 

906.667,60 
181.333,52 20,00 Unmittelbar 

Jahresergebnis 2020 +74.043,08 

8 
Zweckverband „Der Selfkant“ 0 

0 33,33 Unmittelbar 
Jahresergebnis 2020 0 

9 
NEW Kommunalholding GmbH 119.986.951,00 

599.934,76 0,50 Mittelbar 
Jahresergebnis 2020 +6.275.300,82 

10 
WestVerkehr GmbH* 25.250,00 

15,15 0,06 Mittelbar 
Jahresergebnis 2020 0 

11 

Institut für Wasser- und Abwas-
seranalytik GmbH (IWA) 

30.000,00 
264,00 0,88 Mittelbar 

Jahresergebnis 2020 +5.465,13 
 

Ausleihungen/Wertpapiere des Anlagevermögens: 
 

1 Volksbank Heinsberg eG in Höhe von 209,55 € 

2 KVR-Fonds für die Pensionslasten in Höhe von 75.716,37 € 

* Anteile, welche die Gemeinde im Rahmen weiterer mittelbarer Beteiligungen an dieser Beteiligung hält werden 

in dieser Tabelle nicht berücksichtigt.



 

 

 Einzeldarstellung 
 

 Unmittelbare Beteiligungen der Gemeinde Selfkant zum 31. Dezember 2020 
 

Die unmittelbaren Beteiligungen werden in der Bilanz unter der langfristigen Vermögensposition 

„Finanzanlagen“ 

 als „Anteile an verbundenen Unternehmen“ ausgewiesen. In dieser Bilanzposition kommen 

Beteiligungen zum Ausweis, bei denen die Kommune einen beherrschenden Einfluss auf 

die Beteiligung ausüben kann. Dieser liegt in der Regel vor, wenn die Kommune mehr als 

50 % der Anteile hält, 

 als „Beteiligungen“ ausgewiesen. In dieser Bilanzposition kommen Anteile an Unterneh-

men und Einrichtungen zum Ausweis, die die Kommune mit der Absicht hält, eine auf Dauer 

angelegte, im Regelfall über ein Jahr hinausgehende Verbindung einzugehen und bei 

denen es sich nicht um verbundene Unternehmen handelt.  

 als „Sondervermögen“ ausgewiesen. Hierbei handelt es sich um Kommunalvermögen, das 

zur Erfüllung eines bestimmten Zwecks dient und daher getrennt vom allgemeinen Haus-

halt der Kommune geführt wird. Sondervermögen sind gemäß § 97 GO NRW das Ge-

meindegliedervermögen, das Vermögen rechtlich unselbstständiger örtlicher Stiftungen, 

Eigenbetriebe (§ 114 GO NRW) und organisatorisch verselbstständigte Einrichtungen (§ 

107 Abs. 2 GO NRW) ohne eigene Rechtspersönlichkeit, 

 als „Wertpapiere des Anlagevermögens“ ausgewiesen. Hierbei handelt es sich um Un-

ternehmensanteile, die auf Dauer angelegt werden, durch die jedoch keine dauernde 

Verbindung der Kommune zum Unternehmen hergestellt werden soll. Aufgrund dessen 

werden diese lediglich in Tabelle 1 nachrichtlich ausgewiesen. 

 als „Ausleihungen“ ausgewiesen. Hierbei handelt es sich um langfristige Finanzforderun-

gen der Kommune gegenüber Dritten, die durch den Einsatz kommunalen Kapitals an 

diese entstanden sind und dem Geschäftsbetrieb der Kommune dauerhaft dienen sollen. 

Mit Ausnahme von GmbH-Anteilen, die nicht als verbundene Unternehmen oder Beteili-

gungen ausgewiesen werden, weil sie lediglich als Kapitalanlage gehalten werden, han-

delt es sich bei den Ausleihungen nicht um Beteiligungen im Sinne der GO NRW. Aufgrund 

dessen werden diese lediglich in Tabelle 1 nachrichtlich ausgewiesen.  
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3.3.1.1 Kreiswerke Heinsberg GmbH 
 

Zweck und Ziele der Beteiligung 
Ziel der Beteiligung ist die Erbringung von Ver- und Entsorgungsleistungen in den Bereichen Ener-

gie, Wasser, Abwasser, Wärme, Abfall und Verkehr sowie von mit diesen in Zusammenhang 

stehenden Diensten. Der öffentliche Zweck des Unternehmens besteht darin, für die Bevölkerung 

des Kreises Heinsberg preisgünstige und sichere Leistungen der Daseinsfürsorge zur Verfügung 

zu stellen. 

Durch die Betätigung der Beteiligung im Rahmen ihrer Zielsetzung wird der öffentliche Zweck 

erfüllt. 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 9.510 T Euro. Hieran sind folgende Gesellschafter 

beteiligt:  

 Betrag in € Beteiligung in % 

Kreis Heinsberg 4.778.789,57 50,250 

Stadt Geilenkirchen 879.677,68 9,250 

Stadt Übach-Palenberg 808.352,46 8,500 

Stadt Hückelhoven 737.027,25 7,750 

Stadt Wassenberg 475.501,45 5,000 

Stadt Heinsberg 404.176,23 4,250 

Stadt Erkelenz 392.288,70 4,125 

Gemeinde Gangelt 344.738,55 3,625 

Gemeinde Waldfeucht 285.300,87 3,000 

Gemeinde Selfkant 285.300,87 3,000 

Stadt Wegberg 95.100,29 1,000 

Gemeinde Niederkrüchten 23.775,07 0,250 

 9.510.028,99 100,000 

 

Die KWH hat seit 2002 das operative Geschäft auf die neu gegründete WestEnergie und Ver-

kehr GmbH (West) übertragen. Im Zuge der Einbindung der WestEnergie und Verkehr GmbH in 

die NEW Kommunalholding GmbH hat die KWH GmbH zunächst 49% und später 1% ihres 

Teilgeschäftsanteils an der WestEnergie und Verkehr GmbH in die NEW AG eingebracht. 

Am 20.12.2013 haben die Stadt Mönchengladbach, die Entwicklungsgesellschaft der Stadt 

Mönchengladbach mbH, die Stadt Viersen, die Kreiswerke Heinsberg mbH, die NEW Kommu-

nalholding GmbH, die NEW AG, die NEW Viersen, die WestEnergie und Verkehr GmbH und 

die RWE Deutschland AG einen Konsortialvertrag geschlossen. Gegenstand dieses Vertrages ist 

die Einbindung der KWH in den bestehenden Unternehmensverbund mit Wirkung ab dem 

01.01.2015. Die KWH ist seither nominal mit 19.986.951,00 Euro, bzw. 16,66 % an der NEW 

Kommunalholding GmbH beteiligt und hat im Gegenzug ihre Beteiligung an der West (Versor-

gungssparte) in den NEW-Konzern eingebracht. Die NEW Kommunalholding ihrerseits hält 

60,05% an der NEW AG. 
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Die KWH ist mit nominal 500 Euro, bzw. 1.98 % am Stammkapital der WestVerkehr GmbH 

beteiligt. Die übrigen Anteile (98,02 %) werden von der NEW Kommunalholding GmbH gehal-

ten. Gemäß dem im Jahre 2013 geschlossenen Konsortialvertrag stehen Entscheidungen, die 

Geschäftsbereiche der Daseinsvorsorge, insbesondere im Verkehr im Kreis Heinsberg betreffen, 

alleine der KWH zu. Bei der Beschlussfassung über die Ausübung der Stimmrechte der Kommu-

nalholding in der Gesellschafterversammlung der WestVerkehr GmbH sind die übrigen Gesell-

schafter der Kommunalholding verpflichtet, nach den Vorgaben der KWH abzustimmen. Der 

Aufsichtsrat der WestVerkehr GmbH besteht aus zwölf Mitgliedern, acht von der KWH entsand-

ten Mitgliedern und vier Arbeitnehmervertretern. 

 

Bildquelle: NEW Kommunalholding GmbH. 

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen  
Die Gemeinde Selfkant erhielt im Jahr 2020 aufgrund ihrer Beteiligung eine Gewinnausschüttung 

in Höhe von 111.115,37 Euro. 

Weitere Leistungsbeziehungen bzw. Zahlungsvereinbarungen zwischen der Gemeinde Selfkant 

und der Kreiswerke Heinsberg GmbH bestehen nicht. 

 

Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 
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Nachrichtlicher Ausweis Bürgschaften: keine. 

 

Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung  

 

Kennzahlen  

 2020 2019 
Veränderung 
2020 zu 2019 

 % % Prozentpunkte 

Eigenkapitalquote  
 

= (Eigenkapital/Gesamtkapital) * 100 
 

74,33 75,92 -1,59 

Eigenkapitalrentabilität  
 

= (Gewinn/Eigenkapital) * 100 
 

16,75 15,49 +1,26 

Anlagendeckungsgrad 2  
 

= ((Eigenkapital + langfristiges Fremd-
kapital)/Anlagevermögen) * 100 
 

101,49 98,09 +3,4 

Verschuldungsgrad  
 

= (Fremdkapital/Eigenkapital) * 100 
 

34,52 31,72 +2,8 

Umsatzrentabilität  
 

= (Gewinn/Umsatz) * 100 
 

0 0 0 
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Personalbestand  
Neben der Geschäftsführung hatte die KWH GmbH im Geschäftsjahr 2020 keine Mitarbei-

ter*innen. 

Geschäftsentwicklung 
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Organe und deren Zusammensetzung 
Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und der Ge-

schäftsführer. 

1. Geschäftsführer  

(Michael Schmitz, Kämmerer des Kreises Heinsberg) 

 

2. Aufsichtsrat  

 Baltes, Bastian Kreistagsabgeordneter – ab 16.12.2020 

 Bonitz, Karin Kreistagsabgeordnete – bis 15.12.2020 

 Cassel, Thomas Kreistagsabgeordneter – ab 16.12.2020 

 Corsten, Herbert Bürgermeister – bis 15.12.2020 

 Eßer, Herbert Kreistagsabgeordneter – bis 15.12.2020 

 Gudduschat, Gerhard Ratsherr 

 Jansen, Bernd Bürgermeister – ab 16.12.2020 

 Jansen, Franz-Michael Kreistagsabgeordneter 

 Jansen, Thomas Kreistagsabgeordneter – bis 15.12.2020 

 Jungnitsch, Wolfgang Bürgermeister – bis 15.12.2020 

 Karneth, Christine Erste Beigeordnete - bis 15.12.2020 
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 Kohnen, Heinz Ratsherr – bis 15.12.2020 

 Pusch, Stephan Landrat des Kreises Heinsberg – Vorsitzender –  

 Quirmbach, Guido Kreistagsabgeordneter – ab 16.12.2020 

 Reyans, Norbert Fraktionsvorsitzender – bis 15.12.2020 - stellvertretender Vorsitzen-

der – 

 Rosen, Sabine Ratsfrau - ab 16.12.2020 

 Schmitz, Dr. Ferdinand Kreistagsabgeordneter – ab 16.12.2020 

 Schrammen, Heinz-Josef Bürgermeister – ab 16.12.2020 

 Schumacher, Manfred Ratsherr - ab 16.12.2020 

 Spinrath, Norbert Kreistagsabgeordneter 

 Steingießer, Klaus Ratsherr – bis 15.12.2020 

 Stolz, David Kreistagsabgeordneter – ab 16.12.2020 

 Tholen, Bernhard Bürgermeister – bis 15.12.2020 

 Tillmanns, Sofia Kreistagsabgeordnete – bis 15.12.2020 

 Walther, Oliver Bürgermeister – ab 16.12.2020 

 Willems, Guido Bürgermeister – ab 16.12.2020) 

 

3. Gesellschafterversammlung 

 Kreis Heinsberg:  

o Dr. Ferdinand Schmitz, Wegberg, (Vorsitzender) 

o Landrat Stephan Pusch, Hückelhoven (stellv. Vorsitzender) 

o Herbert Eßer, Heinsberg 

o Ulrich Horst, Hückelhoven 

o Karl-Heinz Röhrich, Übach-Palenberg 

o Achim Wilms, Erkelenz, 

 Stadt Erkelenz: Ratsherr Jürgen Simon 

 Gemeinde Gangelt Bürgermeister Guido Willems 

 Stadt Geilenkirchen Bürgermeisterin Daniela Ritzerfeld,  

 Stadt Heinsberg Bürgermeister Kai Louis 

 Stadt Hückelhoven Bürgermeister Bernd Jansen 

 Gemeinde Niederkrüchten Bürgermeister Karl-Heinz Wassong. 

 Gemeinde Selfkant Bürgermeister Norbert Reyans 

 Stadt Übach-Palenberg 1. Beigeordneter Helmut Mainz  

 Gemeinde Waldfeucht Bürgermeister Heinz-Josef Schrammen 

 Stadt Wassenberg Bürgermeister Marcel Maurer 

 Stadt Wegberg 1. Beigeordnete Christine Karneth 

 

Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsrä-

ten nach Geschlecht 
Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffentlichkeit über die 

Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Geschlecht regelmäßig in geeig-

neter Form zu unterrichten.  
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Dem Aufsichtsrat der KWH gehört von den insgesamt 15 Mitgliedern 1 Frau an (Frauenanteil: 7 

%). Hier sind die Vertreter nicht berücksichtigt. 

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe von 40 

Prozent nicht erreicht/unterschritten.  

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 
Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungsweise 

ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Gründung von Unterneh-

men in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und mittelbarer Beteiligung dafür 

Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung des LGG in der Unternehmenssatzung 

verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit anderen Ge-

bietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer Rechtsform des priva-

ten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, dass in dem Unternehmen die 

Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für unmittelbare als auch für mittelbare Betei-

ligungen. Für Unternehmen, die auf eine Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, 

findet § 2 Absatz 2 LGG keine Anwendung.  

Ein Gleichstellungsplan nach § 5 LGG liegt für die KWH derzeit nicht vor.  
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3.3.1.2 Wirtschaftsförderungsgesellschaft für den Kreis Heinsberg mbH 
 

Zweck und Ziele der Beteiligung      
Gegenstand des Unternehmens ist die Förderung der Industrie, des Handwerks, des Handels und 

des Kleingewerbes sowie des Fremdenverkehrs im Kreis Heinsberg mit dem Ziel, durch eine Stär-

kung insbesondere der mittelständischen Wirtschaft die Wirtschaftskraft nachhaltig zu steigern 

und die Wirtschafts- und Sozialstruktur des Kreises Heinsberg zu verbessern. Hierzu übernimmt 

die Gesellschaft auch Aufgaben im Freizeit- und Tourismusbereich und der insbesondere Touris-

tischen Standortentwicklung sowie aller damit im Zusammenhang stehenden Leistungen, die der 

Stärkung und Förderung der Wirtschaftsräume innerhalb des Gesellschaftsgebietes und seines 

Umlandes in den Bereichen Freizeit und Naherholung sowie Tourismus dienen. Die Gesellschaft 

wird ergänzend zum eigenständigen örtlichen Angebot wirtschaftsfördernder Leistungen der 

Städte und Gemeinden des Kreises Heinsberg tätig. 

Die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der WFG umfassen hierbei die Umsetzung und Ko-

ordination der Standortwerbung, das Branchenmanagement, das Binnenmarketing und die Spon-

soringorganisation.  

Die Gesellschaft soll dazu im Bereich der Wirtschaftsförderung insbesondere folgende Aufga-

ben wahrnehmen:  

a) die Städte und Gemeinden bei ihren örtlichen Aufgaben der Wirtschaftsförderung und der 

damit zusammenhängenden Planungen unterstützen,  

b) für den Wirtschaftsstandort Kreis Heinsberg und die Ansiedlung neuer Unternehmen im Ver-

breitungs- und Verflechtungsbereich der Gesellschaft im Gesellschaftsgebiet werben,  

c) ansässige und ansiedlungswillige Unternehmen bei der Beschaffung von Grundstücken, Ge-

bäuden und öffentlichen Investitionshilfen beraten und unterstützen,  

d) die Gründung selbstständiger Existenzen unterstützen,  

e) die ansässige Wirtschaft bei der Gewinnung und Sicherung ihres Arbeitskräftebedarfes be-

raten und unterstützen,  

f) Innovationen und neue Technologien in der gewerblichen Wirtschaft einschließlich des Touris-

musgewerbes fördern, 

g) Schaffung und Pflege von Netzwerken auf lokaler, regionaler, überregionaler und nationaler 

sowie auch grenzüberschreitender Ebene,  

h) im Rahmen des Unternehmensgegenstandes gemäß § 2 Abs. 1 Grundstücke erwerben, veräu-

ßern, pachten, verpachten, mieten, vermieten, erschließen und bebauen,  

i) den Betrieb von Innovations- und Gründerzentren, insbesondere des Gründer- und Service-

Zentrum Hückelhoven (GSZH).  

Die Gesellschaft soll dazu im Bereich der Tourismusförderung insbesondere folgende Aufgaben 

wahrnehmen:  
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a) Schaffung und Umsetzung einer einheitlichen Strategie zum Tourismus- und Regionalmarketing 

im und für den Kreis Heinsberg gemäß seinen touristischen Profilthemen, insbesondere Radfah-

ren, Wandern, Naturerlebnis und als Genussregion inkl. der Realisierung aller dafür notwendi-

gen Kommunikationsmaßnahmen, insbesondere der Marke „Heinsberger Land – erfrischend ent-

spannt“ gemäß der Markenphilosophie,  

b) die Zusammenarbeit mit der Niederrhein Tourismus GmbH in Unterstützung der Gesellschaf-

terfunktion des Kreises Heinsberg an der Niederrhein Tourismus GmbH,    

c) Konzeption, Durchführung und Koordinierung von Maßnahmen zur Sicherung und Steigerung 

der Qualität im Tourismus im Kreis Heinsberg,  

d) Implementierung übergreifender touristischer Themen auf kreisbezogener und kreisübergrei-

fender Ebene durch Koordination, Information und Umsetzungsbegleitung,  

e) Schaffung und Pflege von Netzwerken auf lokaler, regionaler, überregionaler und nationaler 

sowie auch grenzüberschreitender Ebene,  

f) die Unterstützung der touristischen Entwicklung durch Ansprache, Beratung und Koordinierung 

potenzieller Leistungsträger und Investoren im Gesellschaftsgebiet  

g) die Sicherung eines Informationsservice zur Auskunft im und über den touristischen Wirtschafts-

raum Kreis Heinsberg für die Allgemeinheit (Einwohner und Gäste). 

Durch die Betätigung der Beteiligung im Rahmen ihrer Zielsetzung wird der öffentliche Zweck 

erfüllt. 

 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 235.520,- Euro. Von diesem Stammkapital über-

nehmen die Gesellschafter folgende Stammeinlagen: 

 Betrag in € Beteiligung in % 

Kreis Heinsberg 81.920,00 34,78 

Stadt Erkelenz 25.600,00 10,87 

Stadt Heinsberg        25.600,00 10,87 

Stadt Hückelhoven       25.600,00 10,87 

Stadt Geilenkirchen       15.360,00 6,52 

Stadt Übach-Palenberg       15.360,00 6,52 

Stadt Wegberg        15.360,00 6,52 

Gemeinde Selfkant        7.680,00 3,26 

Gemeinde Gangelt        7.680,00 3,26 

Gemeinde Waldfeucht 7.680,00 3,26 
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Stadt Wassenberg        7.680,00 3,26 

 235.520,00 100,00 

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen  
Der Kreis Heinsberg hat sich durch Kreistagsbeschluss dazu verpflichtet, Betriebskostenzuschüsse 

für die nicht gedeckten Betriebskosten der WFG zu gewähren. Hierdurch ist das jährliche Be-

triebsergebnis der WFG immer per se ausgeglichen. 

Zuwendungen des Kreises Heinsberg dürfen nur zur Deckung der Nettokosten verwendet werden, 

die der WFG aufgrund der Erfüllung ihrer Gemeinwohlaufgaben entstehen. Etwaige Über-

schüsse sind nach § 5 des Betrauungsaktes zu behandeln und dürfen nur für die in § 2 bezeich-

neten Zwecke verwendet werden. Die Gesellschafter erhalten keine Gewinnanteile und auch 

keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der Gesellschaft. Die nicht durch Einnahmen gedeckten 

Betriebskosten werden, soweit nicht im Einzelfall mit einzelnen Gesellschaftern eine andere Re-

gelung getroffen wird, vom Kreis Heinsberg getragen. Die Personalkosten der Gesellschaft trägt 

der Kreis Heinsberg allein, soweit die Geschäfte der Gesellschaft von Bediensteten des Kreises 

im Nebenamt wahrgenommen werden. 

Die WFG hält (Stand 2019) keine Beteiligungen an anderen Kapitalgesellschaften. Die Gesell-

schaft entrichtet Beiträge oder leistet Zuwendungen an die folgenden Kooperationen, Vereini-

gungen und Verbände:  

• Business Network Aachen e. V. mit Sitz in Aachen  

• digitalHUB Aachen e. V. mit Sitz in Aachen  

• LOG-IT Club e. V. mit Sitz in Dortmund  

• VWE NRW e. V. mit Sitz in Mülheim a. d. R.  

Weitere Leistungsbeziehungen bzw. Zahlungsvereinbarungen zwischen der Gemeinde Selfkant 

und der Wirtschaftsförderungsgesellschaft des Kreises Heinsberg mbH bestehen nicht. 
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 
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Nachrichtlicher Ausweis Bürgschaften: keine. 

Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung  

 

Kennzahlen  

 2020 2019 
Veränderung 
2020 zu 2019 

 % % Prozentpunkte 

Eigenkapitalquote  
 

= (Eigenkapital/Gesamtkapital) * 100 
 

18,15 17,75 +0,4 

Eigenkapitalrentabilität  
 

= (Gewinn/Eigenkapital) * 100 
 

0 0 0 

Anlagendeckungsgrad 2  
 

= ((Eigenkapital + langfristiges Fremd-
kapital)/Anlagevermögen) * 100 
 

45,45 46,71 -1,26 

Verschuldungsgrad  
 

= (Fremdkapital/ Eigenkapital) * 100 
 

451,03 463,39 -12,36 

Umsatzrentabilität  
 

0 0 0 
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= (Gewinn/Umsatz) * 100 
 

 

Personalbestand  
Die Gesellschaft beschäftigt in 2020 neben dem Geschäftsführer 18 Arbeitnehmer*innen (Vor-

jahr: 15).  
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Geschäftsentwicklung 
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Organe und deren Zusammensetzung 
Organe der Gesellschaft sind 

a. Gesellschafterversammlung 
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b. Aufsichtsrat und 

c. Geschäftsführung. 

Geschäftsführer der Gesellschaft ist Herr Ulrich Schirowski, Hückelhoven. 

Mitglieder des Aufsichtsrats waren im Berichtsjahr: 

 Pusch, Stephan, Landrat, Vorsitzender, Heinsberg,  

 Jansen, Bernd, Bürgermeister Hückelhoven, stellvertretender Vorsitzender,  

 Corsten, Herbert, Bürgermeister Gemeinde Selfkant, (bis Oktober 2020),  

 Dieder, Wolfgang, Bürgermeister Stadt Heinsberg, (bis Oktober 2020),  

 Jansen, Peter, Bürgermeister Stadt Erkelenz, (bis Oktober 2020),  

 Jungnitsch, Bürgermeister Stadt Übach-Palenberg, (bis Oktober 2020),  

 Louis, Kai, Bürgermeister Stadt Heinsberg, (ab November 2020), 

 Maurer, Marcel, Bürgermeister Stadt Wassenberg, (ab November 2020),  

 Muckel, Stephan, Bürgermeister Stadt Erkelenz,  

 Reyans, Norbert, Bürgermeister Gemeinde Selfkant, (ab November 2020), 

 Ritzerfeld, Daniela, Bürgermeisterin Stadt Geilenkirchen, (ab November 2020), 

 Schmitz, Georg, Bürgermeister Stadt Geilenkirchen, (bis Oktober 2020),  

 Schrammen, Heinz-Josef, Bürgermeister Gemeinde Waldfeucht,  

 Stock, Michael, Bürgermeister Wegberg,  

 Tholen, Bernhard, Bürgermeister Gemeinde Gangelt, (bis Oktober 2020),  

 Walther, Oliver, Bürgermeister Stadt Übach-Palenberg, (ab November 2020),  

 Willems, Guido, Bürgermeister Gemeinde Gangelt, (ab November 2020),  

 Winkens, Manfred, Bürgermeister Stadt Wassenberg, (bis Oktober 2020),  

 Baltes, Bastian, Kreistagsabgeordneter, Heinsberg, (ab November 2020),  

 Derichs, Ralf, Kreistagsabgeordneter, Erkelenz, (ab November 2020),  

 Dr. Kehren, Hanno, Kreistagsabgeordneter, Hückelhoven,  

 Tholen, Heinz-Theo, Kreistagsabgeordneter, Waldfeucht, (bis Oktober 2020),  

 Vergossen, Heinz Theo, Kreistagsabgeordneter, Heinsberg, (bis Oktober 2020),  

 Giessing, Thomas, Vorstandsvorsitzender Kreissparkasse Heinsberg, Erkelenz. 

 

Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsrä-

ten nach Geschlecht 
Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffentlichkeit über die 

Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Geschlecht regelmäßig in geeigne-

ter Form zu unterrichten.  

Dem Aufsichtsrat der WFG gehören 15 Personen an. 12 davon sind qua Amt (Bürgermeister*in, 

Landrat, Vorstand Kreissparkasse) bestimmt, 3 weitere wählt der Kreistag. Aktuell ist von diesen 

15 Personen ein Mitglied eine Frau. (Frauenanteil: 7 %).  

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe von 40 

Prozent nicht erreicht/unterschritten.  
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Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 
Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungsweise 

ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Gründung von Unterneh-

men in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und mittelbarer Beteiligung dafür 

Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung des LGG in der Unternehmenssatzung 

verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit anderen Ge-

bietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer Rechtsform des priva-

ten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, dass in dem Unternehmen die 

Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für unmittelbare als auch für mittelbare Betei-

ligungen. Für Unternehmen, die auf eine Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, 

findet § 2 Absatz 2 LGG keine Anwendung.  

Ein Gleichstellungsplan nach § 5 LGG liegt für die WFG derzeit nicht vor.  
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3.3.1.3 Verbandswasserwerk Gangelt GmbH 
 

Zweck und Ziele der Beteiligung 
Unternehmensgegenstand und öffentliche Zweck der Gesellschaft ist die Wassergewinnung, 

Wasseraufbereitung sowie die Wasserversorgung der Gemeinden Selfkant und Gangelt sowie 

der Städte Geilenkirchen und Hückelhoven (nur Ortschaft Brachelen). Darüber hinaus versorgt 

die Gesellschaft die Stadt Linnich im Rahmen eines mit der Gelsenwasser AG abgeschlossenen 

Liefervertrages mit Trinkwasser. Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen be-

rechtigt, die den Gesellschaftszweck fördern. 

Durch die Betätigung der Beteiligung im Rahmen ihrer Zielsetzung wird der öffentliche Zweck 

erfüllt. 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 
Die Geschäftsanteile der Gesellschafter am "Gezeichneten Kapital" von insgesamt 

2.405.117,01 Euro werden wie folgt gehalten:  

 Betrag in € Beteiligung in % 

Stadt Geilenkirchen 1.156.380,27 48,08 

Gemeinde Gangelt 660.926,15 27,48 

Gemeinde Selfkant 527.442,16 21,93 

Stadt Hückelhoven 38.481,87 1,60 

Stadt Heinsberg 21.886,56 0,91 

 2.405.117,01 100,00 

 

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen  
Die Gesellschafter erhalten von der Verbandswasserwerk Gangelt GmbH eine Gewinnbeteili-

gung. Über die jährliche Gewinnausschüttung beschließt im Rahmen der Feststellung der Jahres-

abschlüsse die Gesellschafterversammlung. Die Ausschüttungen an die Gesellschafter erfolgen 

nach Maßgabe ihrer Beteiligungen und sind seit dem Wirtschaftsjahr 2012 konstant. In den ver-

gangenen Jahren fiel die Gewinnbeteiligung regelmäßig in Höhe von 800.000 € aus. Auf diese 

Ausschüttung erhält die Gemeinde Selfkant einen Anteil i. H. v. 21,93% abzüglich Kapitaler-

tragssteuer und Solidaritätszuschlag (Ausschüttung: 147.676,62 €).  

Als weitere wesentliche Finanz- u. Leistungsbeziehung zwischen der VWG GmbH und dem Ge-

sellschafterin Gemeinde Selfkant ist hier der bestehende Wasserkonzessionsvertrag aus dem 

Jahr 1995 aufzuführen. In dem Vertrag sind diverse Lieferbegünstigungen und Leistungsver-

pflichtungen zwischen den Parteien festgesetzt. Gemäß § 4 des Konzessionsvertrages zahlt die 

VWG GmbH an die Gemeinde Selfkant und an die übrigen Gesellschafter jährlich die höchst-

zulässige Konzessionsabgabe. Für das Jahr 2020 zahlte das Verbandswasserwerk Konzessions-

abgaben i. H. v. 106.857,00 € an die Gemeinde Selfkant. 
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Weitere Leistungsbeziehungen bzw. Zahlungsvereinbarungen (Verlustabdeckung, Zuschüsse, 

Darlehen) zwischen der Gemeinde und der VWG GmbH bestehen nicht. 

 

Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 

 

 

 

Nachrichtlicher Ausweis Bürgschaften zum 31.12.2020:  

Datum Laufzeit bis Betrag 

12.06.2008 30.06.2023 1.012.880 € 

15.12.2011 30.12.2021 600.000 € 

20.12.2014 30.12.2024 800.000 € 

19.12.2018 30.12.2028 149.840 € 

Summe 2.562.720 € 
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Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung  
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Kennzahlen  

 2020 2019 
Veränderung 
2020 zu 2019 

 % % Prozentpunkte 

Eigenkapitalquote  
 

= (Eigenkapital/Gesamtkapital) * 100 
 

54,03 47,56 +6,47 

Eigenkapitalrentabilität  
 

= (Gewinn/Eigenkapital) * 100 
 

10,68 10,98 -0,3 

Anlagendeckungsgrad 2  
 

= ((Eigenkapital + langfristiges Fremd-
kapital)/Anlagevermögen) * 100 
 

63,46 78,23 -14,77 

Verschuldungsgrad  
 

= (Fremdkapital/Eigenkapital) * 100 
 

85,09 109,12 -24,03 

Umsatzrentabilität  
 

= (Gewinn/Umsatz) * 100 
 

15,23 15,69 -0,46 

 

Personalbestand  
Zum 31. Dezember 2020 waren 31 Mitarbeiter*innen (Vorjahr: 29) für das Unternehmen tätig 

(inklusive Geschäftsführer und Auszubildende).  
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Geschäftsentwicklung
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Organe und deren Zusammensetzung 

Geschäftsführer: Herr Hans-Josef Rulands, Industriekaufmann, Gangelt 
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Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsrä-

ten nach Geschlecht 
Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffentlichkeit über die 

Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Geschlecht regelmäßig in geeig-

neter Form zu unterrichten.  

Dem Aufsichtsgremium in diesem Unternehmen gehören von den insgesamt 5 Mitgliedern 1 

Frau (seit 11/2020) an (Frauenanteil: 20 %).  

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe von 40 

Prozent nicht erreicht/unterschritten.  
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Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 
Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungsweise 

ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Gründung von Unterneh-

men in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und mittelbarer Beteiligung dafür 

Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung des LGG in der Unternehmenssatzung 

verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit anderen Ge-

bietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer Rechtsform des priva-

ten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, dass in dem Unternehmen die 

Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für unmittelbare als auch für mittelbare Betei-

ligungen. Für Unternehmen, die auf eine Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, 

findet § 2 Absatz 2 LGG keine Anwendung.  

Ein Gleichstellungsplan nach § 5 LGG existiert bei der Verbandswasserwerk Gangelt GmbH 

derzeit nicht.  
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3.3.1.4 Entwicklungsgesellschaft Selfkant mbH 

Zweck und Ziele der Beteiligung 
Gegenstand der Gesellschaft sind die Entwicklung der Gemeinde Selfkant durch den Erwerb, 

den Tausch, die Veräußerung, die Beplanung, die Baufreimachung und die Erschließung von 

Grundstücken zu dem Zweck, das Angebot von Wohn- und Gewerbebauten in der Gemeinde 

Selfkant zu verbessern und dadurch preiswertes Bauland zu schaffen. 

 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 
Die Geschäftsanteile der Gesellschafter am "Gezeichneten Kapital" von insgesamt 680.000 

Euro werden zu 74,7% (508.000 Euro) durch die Gemeinde Selfkant und zu 25,3% (172.000 

Euro) durch die S-IBG Immobilien-Beteiligungs-Gesellschaft der Kreissparkasse Heinsberg mbH 

gehalten.  

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen  
Die Gesellschafter erhalten von der Entwicklungsgesellschaft Selfkant mbH eine Gewinnbeteili-

gung. Über die jährliche Gewinnausschüttung beschließt im Rahmen der Feststellung der Jahres-

abschlüsse die Gesellschafterversammlung. Die Ausschüttungen an die Gesellschafter erfolgen 

nach Maßgabe ihrer Beteiligungen in unregelmäßigen Abständen. Im Jahr 2021 soll eine Ge-

winnausschüttung in Höhe von 500.000 € erfolgen. Auf diese Ausschüttung erhält die Gemeinde 

Selfkant einen Anteil i.H.v. 74,7% abzüglich Kapitalertragssteuer und Solidaritätszuschlag (Aus-

schüttung: 314.418 €).  

Als weitere wesentliche Finanz- u. Leistungsbeziehung zwischen der EGS und dem Gesellschafter 

Gemeinde Selfkant ist hier die Personalgestellung sowie die Zurverfügungstellung der Büro-

räume aufzuführen. Die EGS erstattet der Gemeinde Selfkant jährlich Personal- und Sachausga-

ben in Höhe von aktuell rd. 71.000 €. 

Weitere Leistungsbeziehungen bzw. Zahlungsvereinbarungen (Verlustabdeckung, Zuschüsse, 

Darlehen) zwischen der Gemeinde und der EGS bestehen nicht. 
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 
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Nachrichtlicher Ausweis Bürgschaften: keine. 

 

Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung  

 

 

Kennzahlen  

 2020 2019 
Veränderung 
2020 zu 2019 

 % % Prozentpunkte 

Eigenkapitalquote  
 

= (Eigenkapital/Gesamtkapital) * 100 
 

78,90 62,03 +16,87 

Eigenkapitalrentabilität  
 

= (Gewinn/Eigenkapital) * 100 
 

25,18 5,32 +19,86 

Anlagendeckungsgrad 2  
 

0 0 0 
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= ((Eigenkapital + langfristiges Fremd-
kapital)/Anlagevermögen) * 100 
 

Verschuldungsgrad  
 

= (Fremdkapital/Eigenkapital) * 100 
 

0 0 0 

Umsatzrentabilität  
 

= (Gewinn/Umsatz) * 100 
 

17,30 12,64 +4,66 

 

Personalbestand  
Die Entwicklungsgesellschaft Selfkant mbH beschäftigt keine Arbeitnehmer*innen. Die Geschäfts-

führung geschieht durch Geschäftsbesorgung der Gemeinde Selfkant.  
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Geschäftsentwicklung 
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Organe und deren Zusammensetzung 

Organe der Gesellschaft sind 

 die Gesellschafterversammlung, 

 der Aufsichtsrat und 

 die Geschäftsführung. 
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Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten 

nach Geschlecht 
Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffentlichkeit über die 

Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Geschlecht regelmäßig in geeigne-

ter Form zu unterrichten.  

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht derzeit ausschließlich aus Männern. 

Damit wird der im § 12 Absatz 1 LGG geforderte Mindestanteil von Frauen in Höhe von 40 

Prozent nicht erreicht bzw. unterschritten.   

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 
Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungsweise 

ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Gründung von Unterneh-

men in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und mittelbarer Beteiligung dafür 

Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung des LGG in der Unternehmenssatzung 

verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit anderen Ge-

bietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer Rechtsform des priva-

ten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, dass in dem Unternehmen die 

Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für unmittelbare als auch für mittelbare Betei-

ligungen. Für Unternehmen, die auf eine Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, 

findet § 2 Absatz 2 LGG keine Anwendung.  

Ein Gleichstellungsplan nach § 5 LGG liegt für die Entwicklungsgesellschaft Selfkant mbH derzeit 
nicht.  
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3.3.1.5 GREEN Gesellschaft für regionale und erneuerbare Energien mbH 
 

Zweck und Ziele der Beteiligung 
Gegenstand des Unternehmens ist die Planung, Förderung, Koordination, Realisierung von Pro-
jekten und der Betrieb von Anlagen im Bereich der erneuerbaren Energien unmittelbar und mit-
telbar für die Gesellschafterinnen der Gesellschaft. 

 
Durch die Betätigung der Beteiligung im Rahmen ihrer Zielsetzung wird der öffentliche Zweck 

erfüllt. 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 
Gesellschafter sind und die Anteile am Stammkapital werden wie folgt gehalten: 

 

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen  
Die Gesellschafter erhalten von der GREEN GmbH eine Gewinnbeteiligung. Über die jährliche 

Gewinnausschüttung beschließt im Rahmen der Feststellung der Jahresabschlüsse die Gesell-

schafterversammlung. Bis zum heutigen Tage wurde seitens der GREEN GmbH noch keine Ge-

winnausschüttung getätigt. 
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Weitere Leistungsbeziehungen bzw. Zahlungsvereinbarungen (Verlustabdeckung, Zuschüsse, 

Darlehen) zwischen der Gemeinde und der GREEN GmbH bestehen nicht. 
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 
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Nachrichtlicher Ausweis Bürgschaften: keine. 

 

Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung  

 

 

Kennzahlen  

 2020 2019 
Veränderung 
2020 zu 2019 

 % % Prozentpunkte 

Eigenkapitalquote  
 

= (Eigenkapital/Gesamtkapital) * 100 
 

59,8 58,3 +0,5 
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Eigenkapitalrentabilität  
 

= (Gewinn/Eigenkapital) * 100 
 

2,4 1,9 +0,5 

Anlagendeckungsgrad 2  
 

= ((Eigenkapital + langfristiges Fremd-
kapital)/Anlagevermögen) * 100 
 

154,7 183,3 -28,6 

Verschuldungsgrad  
 

= (Fremdkapital/Eigenkapital) * 100 
 

0,7 0,7 0,0 

Umsatzrentabilität  
 

= (Gewinn/Umsatz) * 100 
 

12,0 5,6 +6,4 

 

Personalbestand  
Die GREEN GmbH beschäftigt seit dem 1. Januar 2020 keine Mitarbeiter*innen mehr. Betriebs-

führungsvereinbarungen mit EWV sichern den Geschäftsbetrieb der GREEN GmbH. 
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Geschäftsentwicklung 
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Organe und deren Zusammensetzung 

Organe der Gesellschaft sind:   

l. Der Geschäftsführer: 

Axel Kahl, Aachen, technischer Geschäftsführer der Regionetz GmbH, Aachen 

 
2. Die Gesellschafterversammlung: 

 

 

Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsrä-

ten nach Geschlecht 
Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffentlichkeit über die 

Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Geschlecht regelmäßig in geeigne-

ter Form zu unterrichten.  
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Die GREEN GmbH verfügt weder über einen Aufsichts- noch über einen Verwaltungsrat. 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 
Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungsweise 

ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Gründung von Unterneh-

men in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und mittelbarer Beteiligung dafür 

Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung des LGG in der Unternehmenssatzung 

verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit anderen Ge-

bietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer Rechtsform des priva-

ten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, dass in dem Unternehmen die 

Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für unmittelbare als auch für mittelbare Betei-

ligungen. Für Unternehmen, die auf eine Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, 

findet § 2 Absatz 2 LGG keine Anwendung.  

Ein Gleichstellungsplan nach § 5 LGG liegt für die GREEN GmbH derzeit nicht vor. 
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3.3.1.6 Gesamtschulzweckverband Gangelt-Selfkant 
 

Zweck und Ziele der Beteiligung 
Die Gemeinden Gangelt und Selfkant haben sich als Schulträger im Rahmen der interkommuna-

len Zusammenarbeit zum Gesamtschulzweckverband Gangelt - Selfkant zusammengeschlossen. 

Gemeinsames Ziel des Zweckverbandes ist es, als einheitlicher Schulträger zu fungieren und als 

solcher eine einheitlich organsierte Gesamtschule zu betreiben. 

 
Durch die Betätigung der Beteiligung im Rahmen ihrer Zielsetzung wird der öffentliche Zweck 

erfüllt. 

 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 
Mitglieder des Zweckverbandes sind zu jeweils 50% die Gemeinden Gangelt und Selfkant. 

Das Stammkapital in Form des Eigenkapitals beträgt zum Stichtag der Eröffnungsbilanz am 

01.01.2009 insgesamt 2.126.833,56 Euro.   

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen  
Von den nicht durch sonstige Erträge gedeckten fixen Aufwendungen des Zweckverbandes über-

nimmt jedes Verbandsmitglied die Hälfte sowie von den variablen Aufwendungen den Anteil 

entsprechend dem Verhältnis der Schülerzahl zum 15.10. des dem Haushaltsjahr vorangehenden 

Jahres aus den Gemeinden Gangelt und Selfkant. Die zu zahlende Zweckverbandsumlage be-

trägt im Jahr 2020 für die Gemeinde Selfkant 1.319.722 €. 

Darüber hinaus erstattet der Zweckverband der Gemeinde Selfkant aufgrund einer öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung ausschließlich den durch die Aufgabenwahrnehmung entstehenden per-

sönlichen und sächlichen Verwaltungsaufwand am Schulstandort Selfkant-Höngen im Wege der 

Kostenerstattung. Hierunter fallen die Kosten des Schulhausmeisters, die Pflege der Außenanla-

gen des Schulgebäudes durch Mitarbeiter*innen sowie der erforderlichen Maschinen und Fahr-

zeuge des Bauhofes der Gemeinde Selfkant. 

Des Weiteren werden die Kosten der Gebäudeversicherung sowie die Aufwendungen für die 

Abschreibung abzgl. etwaiger Erträge aus der Auflösung von Sonderposten an die Gemeinde 

Selfkant erstattet. 

Für die v. g. Erstattungen sind im Jahr 2020 insgesamt 146.859,56 € angefallen. 

Weitere Leistungsbeziehungen bzw. Zahlungsvereinbarungen (Verlustabdeckung, Zuschüsse, 

Darlehen) zwischen der Gemeinde und dem Gesamtschulzweckverband bestehen nicht. 
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 
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Nachrichtlicher Ausweis Bürgschaften: keine. 

 

Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung (hier: Ergebnisrechnung) 

 

 

Kennzahlen  

 2020 2019 
Veränderung 
2020 zu 2019 

 % % Prozentpunkte 

Eigenkapitalquote  
 

= (Eigenkapital/Gesamtkapital) * 100 
 

55,4 51,0 +4,4 

Eigenkapitalrentabilität  
 

= (Gewinn/Eigenkapital) * 100 
 

-/- -/- -/- 

Anlagendeckungsgrad 2  
 

= ((Eigenkapital + langfristiges Fremd-
kapital)/Anlagevermögen) * 100 
 

125,4 112,2 +13,2 

Verschuldungsgrad  
 

-/- -/- -/- 
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= (Fremdkapital/Eigenkapital) * 100 
 

Umsatzrentabilität  
 

= (Gewinn/Umsatz) * 100 
 

-/- -/- -/- 

 

Personalbestand  
Zum Bilanzstichtag beschäftigt der Verband zwei Vollzeitkräfte (Schulsozialarbeiter und Haus-

meister) sowie mehrere Teilzeitkräfte (Schulsekretärinnen, Hausmeister und Fahrer). 
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Geschäftsentwicklung 

 



 

 

70 
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Organe und deren Zusammensetzung 
Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsversammlung und der Verbandsvorsteher. Die 

Mitglieder der Verbandsversammlung werden von den Gemeinden Gangelt und Selfkant ent-

sandt. Der Verbandsvorsteher wird von der Verbandsversammlung gewählt. 

 

 

 

Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsrä-

ten nach Geschlecht 
Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffentlichkeit über die 
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Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Geschlecht regelmäßig in geeigne-

ter Form zu unterrichten.  

Der Zweckverband verfügt weder über einen Aufsichts- noch über einen Verwaltungsrat. 

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 
Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungsweise 

ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Gründung von Unterneh-

men in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und mittelbarer Beteiligung dafür 

Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung des LGG in der Unternehmenssatzung 

verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit anderen Ge-

bietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer Rechtsform des priva-

ten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, dass in dem Unternehmen die 

Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für unmittelbare als auch für mittelbare Betei-

ligungen. Für Unternehmen, die auf eine Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, 

findet § 2 Absatz 2 LGG keine Anwendung.  

Der Gesamtschulzweckverband ist kein Unternehmen in der Rechtsform des privaten Rechts. 
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3.3.1.7 Immobilienverwaltungszweckverband Gangelt-Geilenkirchen-Selfkant 
 

Zweck und Ziele der Beteiligung 
Verwaltung, Vermarktung und Betrieb der verbandseigenen Gebäude einschließlich aller zuge-

hörigen Servicefunktionen. 

 
Durch die Betätigung der Beteiligung im Rahmen ihrer Zielsetzung wird der öffentliche Zweck 

erfüllt. 

 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 
Mitglieder des Zweckverbandes sind zu 59% die Stadt Geilenkirchen, zu 21% die Gemeinde 

Gangelt und zu 20% die Gemeinde Selfkant. Das Stammkapital in Form des Eigenkapitals be-

trägt zum Stichtag der Eröffnungsbilanz am 01.01.2009 insgesamt 906.667,60 Euro.   

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen  
Die nicht durch sonstige Erträge gedeckten Aufwendungen des Verbandes werden von den Ver-

bandsmitgliedern im Verhältnis ihrer Beteiligungen getragen. 

In den vergangenen Jahren wurde keine Zweckverbandsumlage fällig. 

Weitere Leistungsbeziehungen bzw. Zahlungsvereinbarungen (Verlustabdeckung, Zuschüsse, 

Darlehen) zwischen der Gemeinde und dem Zweckverband bestehen nicht. 
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 
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Nachrichtlicher Ausweis Bürgschaften: keine. 

 

Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung (hier: Ergebnisrechnung) 

 

 

Kennzahlen  

 2020 2019 
Veränderung 
2020 zu 2019 

 % % Prozentpunkte 
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Eigenkapitalquote  
 

= (Eigenkapital/Gesamtkapital) * 100 
 

34,16 31,97 +2,19 

Eigenkapitalrentabilität  
 

= (Gewinn/Eigenkapital) * 100 
 

-/- -/- -/- 

Anlagendeckungsgrad 2  
 

= ((Eigenkapital + langfristiges Fremd-
kapital)/Anlagevermögen) * 100 
 

99,51 97,11 +2,4 

Verschuldungsgrad  
 

= (Fremdkapital/Eigenkapital) * 100 
 

-/- -/- -/- 

Umsatzrentabilität  
 

= (Gewinn/Umsatz) * 100 
 

-/- -/- -/- 

 

Personalbestand  
Zum Bilanzstichtag beschäftigt der Verband keine Arbeitnehmer*innen. Die Verwaltungsange-

legenheiten werden von der Gemeindeverwaltung Gangelt übernommen. 
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Geschäftsentwicklung 

 

 

Organe und deren Zusammensetzung 
Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsversammlung und der Verbandsvorsteher. Die 

Mitglieder der Verbandsversammlung werden von der Stadt Geilenkirchen sowie den Gemein-

den Gangelt und Selfkant entsandt. Der Verbandsvorsteher wird von der Verbandsversammlung 

gewählt. 
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*bis 31.10.2020. Zum 01. November 2020 hat eine neue Kommunalwahlperiode begonnen. Die Neuwahl des 

Verbandsvorstehers ist im Jahr 2020 nicht mehr erfolgt. Der alte Verbandsvorsteher hat das Amt auch nicht wei-

tergeführt, da er aus seinem Hauptamt ausgeschieden ist. 

 

Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsrä-

ten nach Geschlecht 
Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffentlichkeit über die 

Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Geschlecht regelmäßig in geeigne-

ter Form zu unterrichten.  

Der Zweckverband verfügt weder über einen Aufsichts- noch über einen Verwaltungsrat. 

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 
Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungsweise 

ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Gründung von Unterneh-

men in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und mittelbarer Beteiligung dafür 

Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung des LGG in der Unternehmenssatzung 

verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit anderen Ge-

bietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer Rechtsform des priva-

ten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, dass in dem Unternehmen die 

Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für unmittelbare als auch für mittelbare Betei-

ligungen. Für Unternehmen, die auf eine Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, 

findet § 2 Absatz 2 LGG keine Anwendung.  

Der Zweckverband ist kein Unternehmen in der Rechtsform des privaten Rechts. 
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3.3.1.8 Zweckverband „Der Selfkant“  
 

Zweck und Ziele der Beteiligung 
 Förderung des überörtlichen und euregionalen Tourismus einschl. der Beantragung, Umset-

zung und Abrechnung von Fördermitteln, 

 Ausbau von grenzüberschreitenden Kooperationen, 

 Bau, Betrieb und Übernahme von überörtlichen und touristischen Einrichtungen, 

 Die Mitgliedschaft in überörtlichen und euregionalen Gremien oder anderen Vereinigungen, 

die den Aufgaben des Zweckverbandes dienen 

 
Durch die Betätigung der Beteiligung im Rahmen ihrer Zielsetzung wird der öffentliche Zweck 

erfüllt. 

 

Darstellung der Beteiligungsverhältnisse 
Mitglieder des Zweckverbandes sind zu jeweils 33,33 % die Gemeinden Gangelt, Selfkant und 

Waldfeucht. Der Zweckverband verfügt über kein Stammkapital in Form von Eigenkapital.   

 

Darstellung der wesentlichen Finanz- und Leistungsbeziehungen  
Die nicht durch sonstige Erträge gedeckten Aufwendungen des Verbandes werden von den Ver-

bandsmitgliedern im Verhältnis ihrer Beteiligungen getragen. 

Im Jahr 2020 wurde für die Gemeinde Selfkant eine Zweckverbandsumlage in Höhe von 

5.000,00 € fällig. 

Darüber hinaus erstattet der Zweckverband der Gemeinde Selfkant aufgrund einer öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung ausschließlich den durch die Aufgabenwahrnehmung entstehenden per-

sönlichen Verwaltungsaufwand im Wege der Kostenerstattung. Die Kostenerstattung für die Ge-

schäftsführung erfolgt auf Basis der Stundenaufzeichnungen des Personals und des Selbstkosten-

stundensatzes. Hierfür fiel im Jahr 2020 ein Betrag in Höhe von 2.025,92 € an. 

Weitere Leistungsbeziehungen bzw. Zahlungsvereinbarungen (Verlustabdeckung, Zuschüsse, 

Darlehen) zwischen der Gemeinde und dem Zweckverband bestehen nicht. 
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 
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Nachrichtlicher Ausweis Bürgschaften: keine. 

 

Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung (hier: Ergebnisrechnung) 

 

 

Kennzahlen  

 2020 2019 
Veränderung 
2020 zu 2019 

 % % Prozentpunkte 

Eigenkapitalquote  
 

= (Eigenkapital/Gesamtkapital) * 100 
 

-/- -/- -/- 

Eigenkapitalrentabilität  
 

= (Gewinn/Eigenkapital) * 100 
 

-/- -/- -/- 

Anlagendeckungsgrad 2  
 

= ((Eigenkapital + langfristiges Fremd-
kapital)/Anlagevermögen) * 100 

-/- -/- -/- 
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Verschuldungsgrad  
 

= (Fremdkapital/Eigenkapital) * 100 
 

-/- -/- -/- 

Umsatzrentabilität  
 

= (Gewinn/Umsatz) * 100 
 

-/- -/- -/- 

 

Personalbestand  
Zum Bilanzstichtag beschäftigt der Verband keine Arbeitnehmer*innen. Die Verwaltungsangele-

genheiten werden von der Gemeindeverwaltung Selfkant übernommen. 
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Geschäftsentwicklung 

 

 

 

Organe und deren Zusammensetzung 
Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsversammlung und der Verbandsvorsteher. Die 

Mitglieder der Verbandsversammlung werden von den Gemeinden Gangelt, Selfkant und 

Waldfeucht entsandt. Der Verbandsvorsteher wird von der Verbandsversammlung gewählt. 
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Information der Öffentlichkeit über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten 

nach Geschlecht 
Gemäß § 12 Absatz 6 des Gesetzes über die Gleichstellung von Frauen und Männern für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz – LGG) ist die Öffentlichkeit über die 

Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Geschlecht regelmäßig in geeigne-

ter Form zu unterrichten.  

Der Zweckverband verfügt weder über einen Aufsichts- noch über einen Verwaltungsrat. 

 

Vorliegen eines Gleichstellungsplanes nach § 2 Absatz 2 und § 5 LGG 
Gemäß § 2 Absatz 2 LGG haben die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungsweise 

ihre Vertreterinnen und Vertreter in den Unternehmensgremien bei der Gründung von Unterneh-

men in Rechtsformen des privaten Rechts in unmittelbarer und mittelbarer Beteiligung dafür 

Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung des LGG in der Unternehmenssatzung 

verankert wird.  

Gehört einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit anderen Ge-

bietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines Unternehmens in einer Rechtsform des priva-

ten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, dass in dem Unternehmen die 

Ziele des LGG beachtet werden. Dies gilt sowohl für unmittelbare als auch für mittelbare Betei-

ligungen. Für Unternehmen, die auf eine Beendigung ihrer Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, 

findet § 2 Absatz 2 LGG keine Anwendung.  

Der Zweckverband ist kein Unternehmen in der Rechtsform des privaten Rechts. 
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 Mittelbare Beteiligungen der Gemeinde Selfkant zum 31. Dezember 2020 
 

3.3.2.1 NEW Kommunalholding GmbH 
 

Zweck und Ziele der Beteiligung 
Gegenstand des Unternehmens der NEW Kommunalholding GmbH, Mönchengladbach ist die 

sichere, marktgerechte und umweltverträgliche, unmittelbare und mittelbare Versorgung (ein-

schließlich Erzeugung und Handel mit Energie und energienahen Produkten) mit Elektrizität, Gas, 

Wasser, Wärme, die Entsorgung, der öffentliche Personennahverkehr und der Betrieb von Bä-

dern sowie die Wahrnehmung weiterer Aufgaben der Daseinsvorsorge. Die Gesellschaft übt 

ihren Unternehmensgegenstand als beteiligungsverwaltende Holding gegenüber ihren Tochter-

gesellschaften aus. 

Durch die Betätigung der Beteiligung im Rahmen ihrer Zielsetzung wird der öffentliche Zweck 

erfüllt. 

 

Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 
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Nachrichtlicher Ausweis Bürgschaften:  

Die NEW Kommunalholding GmbH hat Organschaftserklärungen für die NEW AG abgegeben. 

Diese ihrerseits hat solche Erklärungen für die NEW Niederrhein Energie und Wasser GmbH 

abgegeben. Die kontrahierte Menge wird zum Stichtag 31.12.2020 mit 233.107.000,00 € be-

ziffert. 
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Geschäftsentwicklung 
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3.3.2.2 WestVerkehr GmbH 
 

Zweck und Ziele der Beteiligung 
Gegenstand des Unternehmens ist die Erbringung von straßen- und schienengebundenen Ver-

kehrsleistungen und von mit diesen in Zusammenhang stehenden Diensten sowie die Wahrneh-

mung weiterer Aufgaben der Daseinsvorsorge. 

Durch die Betätigung der Beteiligung im Rahmen ihrer Zielsetzung wird der öffentliche Zweck 

erfüllt. 
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 
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Nachrichtlicher Ausweis Bürgschaften: keine. 

Geschäftsentwicklung 
Im Geschäftsjahr 2020 erzielte die west ein Jahresergebnis von rund -11,51 Mio.€. Aufgrund 

des Gewinnabführungsvertrages wurde das Ergebnis von der NEW Kommunalholding GmbH 

ausgeglichen. 

Die Beförderungsentgelte der Verbundtarife des Aachener Verkehrsverbundes (AVV) wurden 

entsprechend der Beschlüsse der AVV-Gremien zum 01.01.2020 um durchschnittlich 1,77 % er-

höht.  

Die Corona-Pandemie hat vor allem durch den Lockdown im Frühjahr 2020 zu einem starken 

Einbruch der Fahrgeldeinnahmen geführt. Dieser Einnahmeverlust wurde durch den von Bundes- 

und Landesregierung aufgespannten ÖPNV-Rettungsschirm kompensiert. 

Die west hält eine Beteiligung an der West-Gleis-GmbH (WGG). Die WGG ist Eigentümerin 

des Zufahrtsgleises (5,4 km) von der Abzweigung der DB-Bahnstrecke Rheydt – Dalheim bis in 

den Gewerbe- und Industriepark Wegberg-Wildenrath (Bahn-Prüfcenter). Das Zufahrtsgleis ist 

an die Fa. Siemens verpachtet. Für das Geschäftsjahr 2020 schließt die WGG mit einem Jahre-

süberschuss von 36 T€ (2018: 33 T€) ab. Der Jahresüberschuss fließt aufgrund eines geschlosse-

nen Ergebnisabführungsvertrages der west zu. 

Der Kreistag des Kreises Heinsberg hat am 21. Dezember 2017 die Vergabe der öffentlichen 

Personenverkehrsdienste auf dem Gebiet des Kreises Heinsberg im Rahmen der jeweilig konzes-

sionierten Bestandsnetze gemäß Art. 5 Abs. 5 VO 1370/2007 mit Wirkung zum 1. Januar 2018 

an die BVR und die west als Notvergabe beschlossen. Die Linienkonzessionen der BVR sind zum 

31. Dezember 2019 ausgelaufen. 

Die west übernahm zum 1. Januar 2020 die gesamte Leistung der BVR im Kreis Heinsberg (ge-

plante 1,8 Millionen Wagenkilometer) und integrierte diese. Dazu wurde bereits Ende 2019 

neues Personal eingestellt oder ausgebildet. Weitere Einstellungen erfolgten im Berichtsjahr 

2020. 

Die Investitionen beliefen sich auf insgesamt 1,1 Mio.€ und erfolgten im Wesentlichen in Fahr-

zeuge (drei Oldtimer, einen Elektro-Kleinbus und Fahrerschutzscheiben, 0,63 Mio. €), in das Elekt-

ronische Fahrgeldmanagement (0,21 Mio. €), in Geschäftsgebäude (0,18 Mio. €) und in Betriebs- 

und Geschäftsausstattung (0,07 Mio. €). Die Ersatzbeschaffung von Bussen (5 Gelenk-, 5 Stan-

dardbusse, 7 Low-Entry und 3 Kleinbusse für 4,6 Mio. €) wurde über Sale-and-lease-back-Ge-

schäfte finanziert. 

Die Vergütung der Fremdunternehmer wurde um 1,82 % angepasst. 

 Risikomanagement 

Bereits seit vielen Jahren hat die west in ihre bestehende Organisationsstruktur ein gut funktio-

nierendes Risikomanagement integriert. Ziel des Risikomanagements ist es, auftretende Risiken 

durch geeignete Gegensteuerungsmaßnahmen zu begrenzen. 

Durch regelmäßige Kommunikation mit allen Entscheidungsträgern werden Gefahren, die die 

Ziele des Unternehmens negativ beeinflussen könnten frühzeitig erkannt und in Risiken mit hohem 

(rot), mittlerem (gelb) und niedrigem (grün) Gefährdungspotential eingestuft.  
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Durch die Einführung dieses Ampel-Warnsystems können Risiken zwar nicht ausgeschlossen, aber 

frühzeitig erkannt und Gegenmaßnahmen ergriffen werden.   

Ein Risiko mit hohem Gefährdungspotenzial bildet eine am 10. Dezember 2019 bei der EU-

Kommission eingegangene Beschwerde der Transdev SE & Co. KG über die Gewährung einer 

mutmaßlichen staatlichen Beihilfe an die WestVerkehr GmbH. Die Beschwerdeführerin macht 

geltend, es würden der west unter anderem durch die Direktvergabe, den mit der NEW Kom-

munalholding abgeschlossenen Gewinnabführungsvertrag sowie durch die in 2016 erfolgte Ein-

zahlung in die Kapitalrücklage (T€ 10.939) unzulässige Beihilfen gewährt. 

Die Kommission hat die Bundesregierung um Klärung der in der Beschwerde aufgeworfenen 

Fragen gebeten. Die Stellungnahme wurde am 11. März 2020 an die Bezirksregierung versandt. 

Die Fragen der Kommission wurden am 7. April 2020 beantwortet. 

Die Kommission hat in der Folge weitere Nachfragen gestellt und um deren Beantwortung ge-

beten. Per E-Mail vom 11. Februar 2021 hat die Bezirksregierung dieses zweite Auskunftsersu-

chen der Kommission in der Sache SA.55744 an den Kreis Heinsberg gerichtet.  

Ein Risiko mit mittlerem Gefährdungspotential (gelbe Ampel) ist die Reaktivierung der Bahnlinie 

zwischen Lindern und Heinsberg. Eine Verringerung der geplanten Investitionszuschüsse bzw. des 

geplanten Pachtzinses würde sich negativ auf das Unternehmen auswirken.  

Weitere Faktoren, die sich negativ auf eine nachhaltige Erlössicherung auswirken könnten, sind 

Risiken, die sich auf Grund des sich ändernden Rechtsrahmens auf europäischer, Bundes- und 

Landesebene ergeben (Veränderungen in der Gesetzgebung wie z. B. EU-Richtlinie, PBefG, 

ÖPNV-Gesetz NRW). So werden die Verkehrsunternehmen auch in Zukunft weiterhin schwierigen 

Rahmenbedingungen gegenüberstehen und wirtschaftlichem Druck ausgesetzt sein. Diese Risiken 

sind jedoch unkalkulierbar und nicht beeinflussbar.  

 Vermögenslage 

Die Gesellschaft weist bei einer Bilanzsumme von 41,5 Mio.€ eine Eigenkapitalquote von 31,4 

% aus. Die Zahlungsfähigkeit wird im Rahmen des Konzernfinanzausgleichs sichergestellt. 

 Personal und Soziales 

Die west beschäftigte am Ende des Berichtsjahres 222 Mitarbeiter/innen (ohne GF, Azubis und 

Ruheständler). 

13 junge Menschen sind als Auszubildende in den Ausbildungsberufen Kfz-Mechatroniker, Fach-

kraft im Fahrbetrieb und Industriekaufmann beschäftigt. Ebenfalls wurde wieder zahlreichen 

Praktikanten im kaufmännischen und technischen Bereich die Gelegenheit gegeben, erste Einbli-

cke in das Berufsleben zu erhalten. 

Im Berichtsjahr feierten 2 Mitarbeiter das 40-jährige und 2 Mitarbeiter das 25-jährige Dienst-

jubiläum. 

 Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung  

Im Dezember 2011 wurde zwischen west, KVH und dem Kommunalen Arbeitgeberverband 

Nordrhein-Westfalen einerseits und der dbb tarifunion andererseits eine Beschäftigungssiche-

rungsvereinbarung abgeschlossen. Danach waren betriebsbedingte Beendigungskündigungen 

bis zum 31. Dezember 2019 ausgeschlossen. Hiervon ausgenommen waren Kündigungen für die 
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Fälle, in denen sich die Geschäftsgrundlage so ändert, dass die Gesellschaften Maßnahmen 

ergreifen müssen, die zur Anzeige nach § 17 Abs. 1 KSchG verpflichten. Vor Abschluss dieser 

Beschäftigungssicherungsvereinbarung hat der Kreis Heinsberg im September 2011 eine Be-

standserklärung für den 

Verkehrsbetrieb der west abgegeben. Geschäftsgrundlage dieser Erklärung ist die Ausschöp-

fung des von der west avisierten Restrukturierungspotenzials mit dem Ziel einer weiteren Minde-

steinsparung von Mio. € 1 bis 2019 (100 T€ p.a.) im Vergleich zum Bezugsjahr 2009. Die Rest-

rukturierung konnte Ende 2017 mit dem frühzeitigen Erreichen der avisierten Einsparungen er-

folgreich abgeschlossen werden. Veränderungen der rechtlichen und finanziellen Rahmenbedin-

gungen begründen ebenfalls in bestimmten Fällen den Einwand des Wegfalls der Geschäfts-

grundlage. Mit Abschluss der Beschäftigungssicherungsvereinbarung trat ein neuer Tarifvertrag 

in Kraft. Die Gewerkschaft ver.di hat mit Schreiben vom 16. Dezember 2019 den TV-N NW 

sowie die jeweils mit den einzelnen Nahverkehrsunternehmen bestehenden Beschäftigungssiche-

rungsvereinbarungen fristgemäß zum 31. März 2020 gekündigt. Die Betriebsvereinbarung über 

die Gestaltung der Dienste und des Dienstplans sowie über die Führung von Arbeitszeitkonten im 

Fahrdienst wurden bis zum 24. April 2021 verlängert. 

Durch die Fahrpreisanhebung um durchschnittlich 1,67 % im AVV zum 1. Juli 2021 werden die 

Beförderungserlöse steigen.  

Trotz der genannten Fahrpreiserhöhungen in 2021 wird der prognostizierte Verlust 2021 das 

Niveau des Jahres 2020 übertreffen. 

Die Corona-Pandemie hat auch in 2021 Auswirkungen auf den Geschäftsbetrieb der WestVer-

kehr GmbH. Durch den erneuten Lockdown und der damit einhergehenden Umstellung auf Feri-

enverkehr sind Einnahmeverluste in nicht unerheblichem Maße zu erwarten. 

Investitionen und Finanzierung 

Wesentliche Grundlage für die weitere Geschäftsentwicklung in 2021 sind die geplanten Inves-

titionsmaßnahmen in Höhe von insgesamt 9,1 Mio.€. Zur Finanzierung dieser Investitionen stehen 

voraussichtlich 2,4 Mio.€ aus Investitionszuschüssen zur Verfügung. 

Personal 

Die Zahl der Beschäftigten wird in 2021 zunehmen.  

 

Geilenkirchen, 26.02.2021 

 

WestVerkehr GmbH  

 Udo Winkens 
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3.3.2.3 Institut für Wasser- und Abwasseranalytik GmbH (IWA) 
 

Zweck und Ziele der Beteiligung 
Gegenstand des Unternehmens ist die Routine- und Spurenanalytik für die Medien Wasser und 

Abwasser für die Gesellschafter, sofern es sich um Wasserversorgungsunternehmen handelt.  
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Übersicht über den Stand der Verbindlichkeiten und die Entwicklung des Eigenkapitals 
 

 

Nachrichtlicher Ausweis Bürgschaften: keine.  
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Geschäftsentwicklung 
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